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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Ende 2012 legte das Eidgenössische Personalamt (EPA) den vierjährlich zu erstellenden
Evaluationsbericht zur Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung vor.
Der Bericht zeigt auf, dass der Anteil französischsprachiger Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den letzten vier Jahren leicht zugenommen hat und mit 21,2% dem
Sollwert von 22% immer näher kommt. Ebenfalls noch nicht beim Sollwert angelangt ist
der Anteil italienischsprachiger (6,7%; Soll: 7%) und rätoromanischsprachiger
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (0,3%; Soll 1%). In der Bundesverwaltung
übervertreten ist entsprechend die deutsche Sprache (71,8%; Soll: 70%). Obwohl mit
Artikel 9 des Sprachengesetzes Bundesangestellte das Anrecht auf die Muttersprache
als Arbeitssprache haben, zeigte die Befragung des Personals im Jahr 2011, dass
lediglich 73% in ihrer bevorzugten Amtssprache arbeiten. Das EPA wies zudem
verschiedene unternommene Massnahmen zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus,
wie etwa eine zentralisierte Sprachausbildung, Marketinganstrengungen, um den Bund
als Arbeitgeber auch in der französischen und italienischen Schweiz bekannt zu machen
oder die Erarbeitung von Massnahmenkatalogen durch die Bundeskanzlei und die
Departemente. Die Räte waren mit dem Erreichten noch nicht zufrieden und forderten
in einer Motion der staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-SR) eine
Zentralisierung der strategischen Steuerung für die Förderung der Mehrsprachigkeit
beim EFD. Weiter beauftragten sie den Bundesrat dafür zu sorgen, dass Führungskräfte
zwei Amtssprachen aktiv und eine dritte passiv beherrschen, wobei die Ausbildung vom
Arbeitgeber zu bezahlen sei. Für die Umsetzung dieser Massnahmen solle die Regierung
einen Mehrsprachigkeitsbeauftragten ernennen. Zwei noch nicht behandelte Postulate
Romano (cvp, TI) (12.4050) und Cassis (fdp, TI) (12.4265) verlangen zudem einen
vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. 1

MOTION
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung ist ein alljährlich wiederkehrendes
Thema. Die 2012 vom Nationalrat angenommene Motion Maire (sp, NE), welche die
Unterstellung des Delegierten für Mehrsprachigkeit unter das Eidgenössische
Finanzdepartement statt des Personalamts verlangt, wurde im Berichtsjahr auch vom
Ständerat überwiesen. Neu wurde der Delegierte vom Bundesrat gewählt. Als
Nachfolger des 2012 zurückgetretenen Vasco Dumartheray wurde die Luganeser
Stadträtin Nicoletta Mariolini gewählt. Sie soll laut Sprachenverordnung die
Dreisprachigkeit in der Bundesverwaltung fördern und bei Personalrekrutierungen
unterstützend wirken. Die bereits 2012 eingereichten Postulate Romano (cvp, TI) und
Cassis (fdp, TI), die einen vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der
Bundesverwaltung verlangen, wurden 2013 im Plenum noch nicht behandelt. Auslöser
war damals der Bericht des Eidgenössischen Personalamts, der zwar eine Zunahme von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufzeigte, deren Muttersprache nicht deutsch ist,
aber auch darauf hinwies, dass die Sollwerte für französisch-, italienisch- und
rätoromanisch-sprachige Mitarbeitende noch nicht erfüllt sind. Das Magazin „l’Hebdo“
veröffentlichte Ende April eine Untersuchung, mit der die Dominanz der
Deutschschweizer Sprache anhand des Staatskalenders und der dort vermerkten
Korrespondenzsprache aufgezeigt wurde. Von den 199 einflussreichsten Beamten sind
laut der Untersuchung lediglich 16% nicht deutscher Muttersprache. 2

POSTULAT
DATUM: 25.04.2013
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat überwies ein Postulat Romano (cvp, TI) und ein Postulat Cassis (fdp, TI),
die beide eine Untersuchung der Sprachkompetenzen in den Führungsgremien der
Bundesverwaltung forderten. Die Mehrsprachigkeit der Schweiz müsse auch in der
Bundesverwaltung gewürdigt werden. Das vom Bundesrat anvisierte Ziel, dass
Kaderpersonen des Bundes über aktive Kenntnisse in zwei Amtssprachen und passive
Kenntnisse in einer dritten Amtssprache hätten, sei zwar begrüssenswert, es brauche
aber damit erst recht eine Untersuchung der gegenwärtigen Sprachkenntnisse und eine
Bedarfsanalyse. Der Bundesrat argumentierte vergeblich, dass die Förderung der
Mehrsprachigkeit ein Gegenstand des vierjährlich erscheinenden Evaluationsberichtes
des Eidgenössischen Personalamtes sei, der zwar nicht in der verlangten Detailliertheit
berichte, mit dem sich aber Entwicklungen aufzeigen liessen. Die grosse Kammer nahm

POSTULAT
DATUM: 16.09.2014
MARC BÜHLMANN
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die Postulate mit 115 zu 69 (Romano) bzw. mit 123 zu 60 Stimmen (Cassis) an. Beide Male
kam Opposition aus der SVP und der GLP. Bundesrätin Widmer-Schlumpf wies darauf
hin, dass man im Zusammenhang mit der Sprachenverordnung beide Postulate bereits
bearbeite. 3

1) Evaluationsbericht: Medienmitteilung BR vom 30.11.12; Mo. 12.3009: AB SR, 2012, S. 209 ff.; AB NR, 2012, S. 1450; NZZ, 1.
und 27.12.12.
2) Mo. 12.3828: AB SR, 2013, S. 637 f.; Medienmitteilung BR vom 15.3. und 10.4.13; Po. 12.4050 (Romano); Po. 12.4265 (Cassis);
l’Hebdo vom 25.4.13; NZZ und CdT, 25.4.13; BZ, 6.5.13.
3) AB NR, 2014, S. 1547 ; AB NR, 2014, S. 1814; Medienbericht BR vom 27.8.14; Po. 12.4050 (Romano); Po. 12.4265 (Cassis); CdT,
28.8.14; TA, 29.8.14; AZ, 19.9.14
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